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In den letzten zwei Jahrzehnten sind in den OECD-Mitgliedsländern zahlreiche neue 

Ideen und Initiativen im Bereich der öffentlichen Verwaltung entwickelt worden. Die 
vorliegende Studie soll zu einem genaueren Verständnis der Wirkungsweise einiger 
dieser Ideen in der Praxis beitragen, indem eine Auswahl wichtiger Instrumente für die 
Reform der Politik im Bereich der öffentlichen Verwaltung untersucht wird. Gestützt auf 
die dabei gewonnenen Erkenntnisse wird sodann allgemeiner erörtert, wie sich das 
Konzept der öffentlichen Verwaltung und der Staats- und Regierungsführung (Governance) 
im selben Zeitraum verändert hat; diese Analyse soll den für die Verwaltungspolitik 
Verantwortlichen dabei helfen, angemessene Vorkehrungen für die Zukunft zu treffen. 

Der Anstoß für den Wandel ging von den sozialen, wirtschaftlichen und 
technologischen Entwicklungen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts aus. Wenn der 
konkrete Auslöser für die Reformen in vielen Ländern auch die enorme Anspannung der 
Haushalte war, entstand der eigentliche Reformdruck doch dadurch, dass der Staat immer 
weniger imstande war, mit der sich wandelnden Gesellschaft und deren neuen, anders 
gearteten Erwartungen Schritt zu halten.  

Dem Staat kommt in der Gesellschaft der OECD-Länder heute eine wichtigere Rolle 
zu als noch vor zwei Jahrzehnten. Die Probleme, mit denen sich die öffentliche Politik 
konfrontiert sieht, und die Methoden zu ihrer Bewältigung sind indessen nach wie vor in 
einem tiefgreifenden Prozess des Wandels begriffen. Die Regierungen verabschieden sich 
von der direkten Dienstleistungserbringung. An ihre Stelle treten verstärkt private und 
gemeinnützige Organisationen sowie eine erhöhte Regulierung der Märkte. Zudem wird 
der Aktionsradius der staatlichen Regulierungsaktivitäten auf neue sozioökonomische 
Bereiche ausgedehnt.  

Nachdem neue staatliche Initiativen über Jahrzehnte hinweg durch zusätzliche 
Einnahmen finanziert werden konnten, zeigt die heutige Anspannung der Staatshaushalte, 
dass die OECD-Mitgliedstaaten nunmehr an die Grenzen des Finanzierbaren gestoßen 
sind. Trotz jahrelanger Reformen des öffentlichen Sektors setzt sich das Wachstum der 
staatlichen Ausgaben fort; die Regierungen müssen weiterhin versuchen, den sich 
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wandelnden Anforderungen der Gesellschaft gerecht zu werden, dürfen dabei jedoch 
nicht die Ausgabenplafonds überschreiten.  

In den vergangenen zwanzig Jahren haben die Regierungen ihre Politik des 
öffentlichen Managements in wesentlichen Punkten geändert. Der öffentliche Sektor ist in 
den meisten OECD-Ländern effizienter, transparenter, kundenfreundlicher, flexibler und 
leistungsorientierter geworden. Die Mechanismen der öffentlichen Verwaltung sind 
jedoch untrennbar mit grundlegenden Institutionen der Public Governance verknüpft. Die 
Reformer müssen sich der möglichen Auswirkungen der Reformen auf die allgemeinen 
Governance-Werte bewusst sein. 

Erkenntnisse aus der Untersuchung der 
zentralen Instrumente der Verwaltungspolitik  

Offene Regierung: In den OECD-Mitgliedsländern werden die Regierungsstrukturen 
zunehmend offen, transparent, zugänglich und konsultativ. Dieses Phänomen findet seinen 
Niederschlag in neuen Gesetzen und Institutionen sowie einem breiten Spektrum an Politik-
maßnahmen. In 90% aller OECD-Länder gibt es heute Gesetze zur Informationsfreiheit 
sowie Ombudsämter, und über 50% haben Standards für Kundenfreundlichkeit eingeführt. 

Die Regierungen sehen sich vor der permanenten Herausforderung, den steigenden 
Ansprüchen der Bürger gerecht zu werden, die leichter zugängliche und qualitativ 
hochwertigere Dienste und Informationen fordern. In den OECD-Ländern kommt 
angesichts der Bedrohung durch den Terrorismus derzeit eine weitere wesentliche 
Herausforderung hinzu, nämlich die Notwendigkeit, die Offenheit der staatlichen 
Strukturen aufrechtzuerhalten, gleichzeitig aber die nationale Sicherheit und einen 
wirksamen Gesetzesvollzug zu gewährleisten. 

Leistungssteigerung im öffentlichen Sektor: Die staatliche Verwaltung ist wesent-
lich leistungsorientierter geworden. Dank dieses Trends kam es in vielen Ländern zu 
einer Verstärkung der formalisierten Planung, Berichterstattung und Kontrolle auf 
staatlicher Ebene. Die meisten OECD-Länder haben neben dem Performance Management 
auch das Performance Budgeting eingeführt, worunter die Bindung öffentlicher Ausgaben an 
politische Ergebnisse zu verstehen ist: 72% der Länder nehmen inzwischen Performance-
daten nichtfinanzieller Art in ihre Haushaltsunterlagen auf. Dadurch stehen Verwaltungs- 
und Politikverantwortlichen mehr und zugleich bessere Informationen zur Verfügung. 

Die Regierungen sollten allerdings darauf achten, das Potenzial leistungsorientierter 
Konzepte für die Veränderung von Wertvorstellungen und Verhaltensweisen nicht zu 
überschätzen und die Grenzen, die solchen Systemen gesetzt sind, im Auge zu behalten. 
Leistungsorientierte Konzepte erfordern eine erhöhte Managementflexibilität. Dabei kommt 
es jedoch entscheidend darauf an, das richtige Verhältnis zwischen dieser Flexibilität und 
den erforderlichen Kontrollen zu finden und das System der Leistungsbeurteilung in die 
traditionellen Rechenschaftslegungssysteme der jeweiligen Länder einzubinden. Zuviel 
Flexibilität kann zu Missbrauch und Missmanagement führen; bei zuwenig Flexibilität 
besteht die Gefahr eines ineffizienten und nicht genügend reaktionsfähigen öffentlichen 
Sektors. Es muss verstärkt darauf geachtet werden, die performancebezogenen Transaktions-
kosten in Grenzen zu halten und soziale wie internalisierte Motivationsfaktoren und 
Kontrollfunktionen optimal zu nutzen. 
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Modernisierung von Rechenschaftslegung und Kontrollfunktionen: Die Methoden, 
mit deren Hilfe der Staat weitreichende und komplexe Vorgänge unter Kontrolle hält, 
haben sich in den vergangenen 15 Jahren infolge der technologischen Innovationen, der 
Veränderungen von Größe und Aufbau des Staats sowie der Einführung von Performance 
Management und Performance Budgeting gewandelt. Zu den wichtigsten diesbezüglichen 
Trends in den OECD-Mitgliedsländern gehört die Verlagerung von der Ex-ante- zur Ex-
post-Kontrolle sowie die Entwicklung verstärkter interner Kontrollprozesse. In der Praxis 
tritt an die Stelle der ineffizienten, aber relativ zuverlässigen Kontrolle der Ordnungs- und 
Rechtmäßigkeit der einzelnen Transaktionen zunehmend die zwar effizientere, aber 
vergleichsweise weniger sichere Prüfung der ordnungsgemäßen Funktionsweise der 
Systeme als solcher. Die Herausforderung besteht darin, die Kontrolle über stärker 
dezentral organisierte Systeme zu behalten, die über eine größere Zahl von autonomen 
Organen und Drittanbietern verfügen. 

Reallokation und Umstrukturierung: Im Zuge der notwendigen Ausgaben-
plafondierung wie auch der Umverteilung der Mittel innerhalb dieser Grenzen durch den 
Staat hat sich die nationale Haushaltsplanung von einer lediglich unterstützenden 
Funktion zum wichtigsten Instrument der Strategieplanung überhaupt entwickelt. Der 
Haushaltsprozess wird häufig auch als Instrument für allgemeinere Verwaltungsreformen 
genutzt. Eine moderne Regierung muss in der Lage sein, organisatorische Strukturen zu 
verändern. Strukturelle Veränderungen – sei es durch Abschaffung bestehender oder 
Schaffung neuer Organisationen – dürfen jedoch nicht auf die leichte Schulter genommen 
werden. Die Abschaffung bestehender Organisationen kann zu einem Verlust an 
Kontinuität, „institutionellem Gedächtnis“ und langfristigen Kapazitäten führen. Je 
zahlreicher mehr oder weniger autonome, voneinander relativ unabhängige öffentliche 
Stellen aus dem Boden schießen, desto schwieriger werden kollektives Handeln und 
Koordination. Der Staat sollte die Schwächen und Stärken der vorhandenen Systeme 
analysieren und sodann auf den jeweiligen Stärken aufbauen. 

Einsatz marktwirtschaftlicher Mechanismen: Marktwirtschaftliche Mechanismen 
verschiedener Art haben in den OECD-Mitgliedstaaten zunehmend Verbreitung 
gefunden, wenn bei deren Einsatz auch erhebliche Unterschiede festzustellen sind. Mit 
Hilfe dieser Mechanismen können deutliche Effizienzsteigerungen erzielt werden. Die 
Entscheidung über den Einsatz marktwirtschaftlicher Instrumente muss jedoch von Fall 
zu Fall getroffen werden; ob diese Instrumente Erfolg haben, hängt davon ab, wie sie im 
Einzelnen konzipiert werden. Wichtig ist nach wie vor, die zentralen Governance-
Grundsätze zu wahren, privaten Nutzen nicht mit öffentlichem Interesse zu verwechseln 
und das Prinzip der öffentlichen Verantwortung und Rechenschaftspflicht unangetastet zu 
lassen. Die Regierungen müssen den nötigen Freiraum für künftige Aktionen behalten, 
die im Zuge sich wandelnder Prioritäten erforderlich werden können. 

Modernisierung der Beschäftigung im öffentlichen Sektor: Die Natur der 
Beschäftigung im öffentlichen Sektor hat sich in den OECD-Ländern erheblich 
gewandelt. In vielen Ländern sind die Arbeitsverhältnisse im öffentlichen Dienst infolge 
von Änderungen des Rechtsstatus und der Beschäftigungsbedingungen denen des 
privaten Sektors ähnlicher geworden. Zunehmend setzt sich eine stärker individualisierte 
Beschäftigungspolitik durch; dazu gehört die Einführung von Verträgen und 
leistungsbezogenen Vergütungssystemen, wobei Letztere inzwischen bereits in zwei 
Dritteln aller OECD-Länder praktiziert werden. 

MODERNISING GOVERNMENT: THE WAY FORWARD– ISBN-92-64-010505 © OECD 2005 – 3 



Durch die Umsetzung dieser Politiken wird es in der Regel schwerer, eine gemeinsame 
Organisationskultur zu verwirklichen. Die Reformer haben in der Anfangszeit die 
Schwierigkeiten unterschätzt, die bei der Einführung privatwirtschaftlicher Methoden im 
öffentlichen Dienst auftreten. Die Beibehaltung der traditionellen Beschäftigungsformen 
im öffentlichen Sektor wird jedoch in den meisten Ländern nicht als realistisch betrachtet.  

Allgemeine Schlussfolgerungen zu öffentlicher 
Verwaltung und Public Governance 

Modernisierung ist jeweils kontextgebunden. Obwohl sich globale Trends auf die 
Regierungen aller Länder auswirken, gibt es keine „Patentrezepte“ für die öffentliche 
Verwaltung, die sich in allen Ländern anwenden ließen. Die Merkmale und Prioritäten 
des Staats unterscheiden sich je nach Geschichte, Kultur und Entwicklungsstadium des 
betreffenden Landes. Der Anpassungsprozess kann zwar durch das Beispiel anderer 
Staaten erleichtert werden, doch wird dieser Prozess des Lernens aus den Erfahrungen 
anderer – sofern sich die Länder nicht wirklich sehr ähnlich sind – auf der Ebene der 
Systemdynamik wirksamer sein als auf der Ebene der einzelnen Instrumente und 
Parameter. 

Das Problem besteht heute darin, wie der öffentliche Sektor so organisiert werden 
kann, dass er dem sich wandelnden gesellschaftlichen Bedarf gerecht wird, ohne dass dies 
der strategischen Kohärenz bzw. der Kontinuität der Governance-Werte Abbruch tut. 
Moderne Staatswesen müssen in der Lage sein, auf die Bedürfnisse unterschiedlicher 
Gruppen von Bürgern einzugehen. Die Differenzierung und Fragmentierung des öffent-
lichen Dienstes geht allerdings auf Kosten der Kapazitäten für kollektives Handeln. Neue 
Managementansätze müssen über Auftragsvergabe und Berichterstattung hinausgehen 
und wieder mehr Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit lenken, das öffentliche Interesse 
mit individuellen Motivationen und Werten zu verknüpfen. 

Der Staat muss sich an eine ständig im Wandel begriffene Gesellschaft anpassen. Es 
geht nicht um eine einmalige „Reform“, sondern um die Schaffung von Kapazitäten für 
eine ressortübergreifende Politik der öffentlichen Verwaltung, die es der jeweiligen 
Regierung ermöglicht, bei den notwendigen Anpassungen das Gesamtsystem im Auge zu 
behalten. Wirkungsvolle Politiken für die öffentliche Verwaltung müssen sich auf klare 
Problemdiagnosen und Ergebnisevaluierungen stützen. 

Die Erwartungen der Bürger und ihre Anforderungen an den Staat werden nicht kleiner, 
sondern größer. Die Bürger erwarten Offenheit, mehr Qualität in der Dienstleistungs-
erbringung sowie Lösungen für zunehmend komplexe Probleme bei gleichzeitiger 
Wahrung ihrer Sozialleistungsansprüche. Durch Reformen des öffentlichen Sektors 
konnte dessen Leistungsfähigkeit in den letzten zwanzig Jahren erheblich gesteigert 
werden. Jetzt stehen die Regierungen der OECD-Länder aber vor der enormen Heraus-
forderung, neue Möglichkeiten für Effizienzsteigerungen zu erschließen, um finanziell den 
zunehmenden Anforderungen gewachsen zu sein, mit denen der Staat im 21. Jahrhundert 
konfrontiert sein wird. In den kommenden zwanzig Jahren werden die verantwortlichen 
Politiker schmerzhafte Entscheidungen treffen müssen. Da es in den meisten Ländern 
nicht möglich sein wird, den Anteil des Staats an der Wirtschaft zu erhöhen, werden die 
Sozialleistungsprogramme teilweise unter Druck geraten. Angesichts dieser neuen 
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Anforderungen, denen sich die Architekten der öffentlichen Verwaltungssysteme stellen 
müssen, wird es auf die Führungskompetenz der Verantwortlichen im staatlichen Sektor 
ankommen, die einerseits individuell über ausgezeichnete technische, management-
bezogene und politische Kapazitäten verfügen, gleichzeitig aber auch imstande sein 
müssen, gemeinsam zu denken und zu planen und gut mit anderen Akteuren 
zusammenzuarbeiten. 
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